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Beschluss der Landesdelegiertenversammlung des BUND NRW am 22. Oktober 2023 

 

Keine unnötigen Atomtransporte mehr - Zwischenlagerung neu  
bewerten 

Nach dem endgültigen Abschalten der deutschen Atomkraftwerke muss der Atomausstieg 
endlich komplettiert werden: Dazu gehört die Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lin-
gen und ein verantwortbarer und möglichst sicherer Umgang mit dem Atommüll. Eine dauer-
hafte Lagerung an den unzureichend gesicherten Zwischenlager-Standorten in ganz 
Deutschland ist unverantwortlich. 

Neben den ohnehin schon bestehenden unbeherrschbaren Risiken der Atomenergienutzung 
und Atommülllagerung, den seit Jahrzehnten wachsenden Terrorrisiken, kommen nun wei-
tere Dimensionen nuklearer Bedrohung hinzu: Der völkerrechtswidrige Krieg Russlands in 
der Ukraine hat die Gefahren eines Einsatzes von Atomwaffen deutlich erhöht. Eine neue Di-
mension stellt der kriegerische Angriff auf Atomanlagen dar: AKW und Atommülllager wie im 
ukrainischen Saporischschja und Tschernobyl werden zu Angriffszielen. 

Für die Atomanlagen in Deutschland muss dies Konsequenzen haben. 

Als erstes müssen hochgefährliche Atommülltransporte und die damit verbundenen Gefah-
ren soweit wie möglich vermieden werden. 

Die Delegiertenversammlung fordert daher die Landesregierung in NRW auf: 

 Keine Transporte hochradioaktiver Abfälle aus dem Forschungsreaktor FRM II in Gar-
ching bei München nach Ahaus zuzulassen. 

 Sicher zu stellen, dass die hochradioaktiven Abfälle des AVR Jülich in einem Zwi-
schenlager in Jülich verbleiben. 

 Dafür Sorge zu tragen, dass keine schwach und mittel radioaktive Abfälle aus ganz 
Deutschland zu einem Distributions- und Logistikzentrum am ungeeigneten Standort 
Würgassen transportiert werden. Der für die Abfälle vorgesehene „Schacht Konrad“ 
in Niedersachsen ist grundsätzlich ungeeignet und entspricht nicht den heutigen An-
forderungen an den Stand von Wissenschaft und Technik.  

Die Zwischenlagerung neu bewerten 

Die hochproblematische Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle ist seit vielen Jahren in der 
Kritik des BUND. Seit dem 11.September 2001 ist der mangelhafte Schutz kerntechnischer 
Anlagen gegen terroristische Angriffe z.B. mit panzerbrechenden Waffen, Flugzeugen oder 
Drohnen noch deutlicher geworden. Das Urteil zur Aufhebung der Genehmigung für das Zwi-
schenlager für hochradioaktive Abfälle in Brunsbüttel hat die Mängel bestätigt, in Lubmin 
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muss deshalb ein neues Zwischenlager gebaut werden. Auch in Jülich bestehen erhebliche 
Sicherheitsmängel und der Müll lagert auf Basis einer aufsichtlichen Anordnung - eine gültige 
Aufbewahrungsgenehmigung fehlt seit 2013. 

Spätestens seitdem die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) offiziell bestätigt hat, 
dass die Benennung eines Standortes für ein Atommülllager erst zwischen den Jahren 2046 
und 2068 erfolgt und dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine ist endgültig klar, dass die 
Zwischenlagerung der atomaren Abfälle in Deutschland neu bewertet werden muss. 

Nicht wie geplant nach 40 Jahren mit Auslaufen der Genehmigung, sondern erst im nächsten 
Jahrhundert wird der Atommüll in ein geologisches Tiefenlager eingelagert. Die bisherigen 
Sicherungen und Sicherheitsmaßnahmen für die vorhandenen Zwischenlager entsprechen 
nicht diesen Herausforderungen. 

Die Delegiertenversammlung fordert daher die Bundesgesellschaft für Zwischenlagerung 
(BGZ) auf: 

 Alle Optionen für die mögliche langfristige Zwischenlagerung (Verbleib am Standort, 
Verbunkerung, Zusammenführung zu weniger Standorten…) ergebnisoffen und si-
cherheitsgerichtet zu prüfen und das Ergebnis der Prüfung einer öffentlichen Diskus-
sion zu stellen. 

 Ein mit BGE und BASE abgestimmtes neues wissenschaftliches Forschungskonzept 
zur Geeignetheit der Gebäude sowie zum Alterungsprozess der Behälter und deren 
Inhalte vorzulegen, das auf die neuen Herausforderungen ausgerichtet ist. 

 Kontinuierliche Messungen zu Emissionen in der Abluft, zur Temperaturentwicklung 
an den Behältern und der Dichtheit der Behälter zu veröffentlichen. 

 Ein Reparaturkonzept vorzulegen, das eine jederzeitige Transport- und Reparatur-
möglichkeit der Behälter sicherstellt. 

Die politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen in Europa machen es erforderlich, dass 
der BUND als größter Umweltverband sich verstärkt diesen Herausforderungen stellt. 

Die Delegiertenversammlung bittet Vorstand und Geschäftsstelle, ausreichend Kapazitäten 
und Mittel dafür zur Verfügung zu stellen. 

 

 

- einstimmig verabschiedet - 


